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Antrag 28.1/II/2018 Landesvorstand

Strategische Entscheidung für mehr Gerechtigkeit: Einkommen erhöhen und Berlinerinnen und Berliner entlasten

Beschluss: Annahme in der Fassung des Parteitages

Unser Berlin entwickelt sich dank sozialdemokratischer Politik zur führenden, lebens- und liebenswerten Metropole. Das be-

legt die Entscheidung zehntausender Menschen pro Jahr, in unsere Stadt zu ziehen und hier leben zu wollen. Dieser Prozess

birgt jedoch zugleich die Gefahr von Fehlentwicklungen. Berlin ist zum Beispiel sowohl Stadt der Start-ups, Mieterinnen- und

Mieterstadt, aber auch Stadt der Deindustrialisierung und der Transfergeldempfängerinnen und -empfänger. Insbesondere

der Bereich derMieten- undWohnungsmarktpolitik verdeutlicht Knappheit, Verdrängung und kritische Belastung des verfüg-

baren Familieneinkommens.

 

Obwohl das real verfügbare Einkommen der Berlinerinnen und Berliner nach den unabweisbaren Lebenshaltungskosten, wie

zum Beispiel den Mietausgaben sinkt, steht Deutschland weltweit in einer Spitzenposition wirtschaftlich gut da. Insoweit

findet nach wie vor eine schleichende Umverteilung von „unten nach oben“ statt. Das ist unvernünftig und ungerecht.

 

Um die Relation zwischen verfügbarem Familieneinkommen und dessen Belastung, zum Beispiel durchMieten zu verbessern,

ist neben dem Bau bezahlbarer Wohnungen und den mietenpolitischen Instrumenten an deren Ausweitung wir weiterhin

festhalten, zugleich die Einkommenssituation zu verbessern. Noch immer bleibt den Berlinerinnen und Berlinern zu wenig in

Ihrem Portemonnaie übrig.

 

Wir müssen die direkten und indirekten Einflussmöglichkeiten durch politische Vorgaben nutzen, zumal sich Berlin durch un-

sere Politik gut entwickelt hat. Uns geht es darum, die konkreten Lebensverhältnisse der Menschen zu verbessern.

 

Seit Jahren erwirtschaften wir hohe Haushaltsüberschüsse, zuletzt in Höhe von weit über zwei Milliarden Euro im Jahr. Von

diesem Kurswechsel wird Berlin durch verstärkten Binnenkonsum und Steuermehreinnahmen erneut profitieren. Dies bietet

zugleich eine wichtige Grundlage sicherzustellen, dass verstärkte Investitionen in die soziale Infrastruktur und die Verkehrs-

wege, insbesondere im ÖPNV, weiterhin realisiert werden können.

 

Jetzt werden wir auch konkret dafür sorgen, dass bei den Menschen selbst mehr Geld am Ende des Monats übrigbleibt und

ihnen gleichzeitig die Sorgen vor Altersarmut und unsicheren Beschäftigungsverhältnissen nehmen.

 

Mit diesem Strategiewechsel verfolgen wir folgende politische Ziele:1. die Berliner Bevölkerung soll vomWirtschaftswachs-

tum effektiv profitieren2. Anerkennung für geleistete Arbeit und solidarischen Verzicht der Berlinerinnen und Berliner in der

Vergangenheit3. eine gute und funktionsfähige Verwaltung durch erfolgreichere Personalgewinnung und attraktive Arbeits-

bedingungen

 

 

10 Instrumente für höhere Einkommen, finanzielle Entlastung und damit echte Gerechtigkeit:

 

1. Angleichung des Mindestlohns auf ein altersarmutsfestes Niveau, damit man auch im Alter von seiner eigenen Leistung

leben kann, z.B. Landesmindestlohngesetz, Vergabegesetz

Diese gesetzgeberische Intervention ist wegen des Lohnabstandsgebotes der wichtigste Ausgangspunkt zur Gesamtverbesse-

rung der Einkommenssituation der Berlinerinnen und Berliner und zugleich der Aspekt, der den Landeshaushalt amwenigsten
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belastet. Dabei kommt dem Berliner Vergabegesetz neben dem Landesmindestlohngesetz eine wichtige volkswirtschaftliche

Steuerungsgröße zu, da das Volumen unserer öffentlichen VergabenmitmehrerenMilliarden Euro im Jahr eine hohe Relevanz

hat, zumal auf unser strategisches Betreiben hin die Investitionsquote Berlins deutlich gestiegen ist, wie nicht zuletzt auch

die erfolgreiche Schulbau- und Sanierungsoffensive zeigen. Wir wollen auch nicht auf dem von den Grünen vorgeschlagenen

Niveau eines Stundenlohnes in Höhe von 10,50 Euro stehen bleiben, sondern streben einen altersarmutsfesten Mindestlohn

an. Nach Berechnungen des Bundesarbeitsministeriums ist derzeit bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 38,5 Stunden über

45 Jahre versicherungspflichtiger Beschäftigung hinweg ein Stundenlohn von 12,63 Euro erforderlich, um eine Rente in Höhe

der Grundsicherung zu erreichen. Das entsprechende Niveau wollen wir bis zum Ende der Legislaturperiode schrittweise er-

reichen. Dazu gehört auch, dass die Entlohnung von Tages- und Nachtarbeit gleichermaßen nicht unter Mindestlohnniveau

liegen darf. Um das angestrebte Niveau zu erreichen, werden wir z.B. in der anstehenden Novelle des Vergabegesetzes für das

Jahr 2019 einen Mindestlohn nicht unter 11,- Euro/Stunde festlegen. In dieser Gesetzesnovelle wird für den Zeitraum ab 2021

ein Mindestlohn festgesetzt, der sicherstellt, dass die damit zu erreichende Rentenzahlung über der Grundsicherung im Alter

liegt.

 

2. deutliche Verbesserung der Einkommen für die Tarifbeschäftigten und Beamtinnen und Beamten des Landes Berlin und der

Bezirke

Berlin ist seinenBeschäftigten zu großemDank verpflichtet. Sie habenmit demSolidarpakt einenVerzicht geleistet, umdie na-

hezu ausweglose haushalts- und finanzpolitische Situation nach der Überwindung der Teilung der Stadt und nach demeinher-

gehendenWegfall der besonderen Förderung Berlins überwinden zu helfen. Berlin spürt den bundesweiten Personalmangel in

nahezu jedemBereich.Wir stehen dabei in Konkurrenz zu anderen Arbeitgebern und demArbeitgeber Bund. Dabei ist das Kon-

kurrenzverhältnis durch die Konzentration von Bundesbehörden und der öffentlichen Arbeitgeber hier bundesweit einmalig

und das Land Berlin in einem erheblichen Wettbewerbsnachteil, da hier eine Abwerbung von Beschäftigten einfach stattfin-

det. Die Bundesbehörden zahlen regelmäßig ein deutlich höheresGrundentgelt und zudemerheblicheMinisterial- und andere

Behördenzuschläge. Dieser Attraktivitätsvorsprung ist ein Hemmnis für eine funktionierende Landesverwaltung. Zu dem po-

litischen Ziel, das verfügbare Einkommen der Berlinerinnen und Berliner zu erhöhen, tritt hier ein wesentlicher Teilaspekt der

Fachkräftegewinnung. Mit dem bereits festgelegten Anpassungspfad wird in dieser Legislaturperiode das Durchschnittsni-

veau der Bundesländer erreicht. Als weiteren Schritt zum Ausgleich des Wettbewerbsnachteils werden wir eine monatliche

Zulage in Höhe von mindestens 150,- Euro je Vollzeitstelle als Festbetrag für den öffentlichen Dienst des Landes Berlin ein-

führen, die in die Renten- und Pensionsberechnung einfließt, wofür im nächsten Doppelhaushalt Vorsorge getroffen wird, um

bereits 2020 für die Betroffenen wirksam zuwerden. Diese Herangehensweise führt zu einer prozentualen Besserstellung der

unteren Einkommensgruppen.

 

3. strukturelle Verbesserung bei der Eingruppierung unserer Beschäftigten, z.B. Veränderung einfacher und mittlerer Dienst,

insbesondere bei der Feuerwehr, Höhergruppierung insbesondere von Kita- und Pflegekräften und pädagogischem Personal,

Vereinheitlichung des Besoldungs- und Entgeltsystems und -Niveaus innerhalb Berlins (Bezirke, Land) 

Wir nehmen besonders die unteren Besoldungs- und Tarifgruppen in den Blick. Der Senat wird in enger Abstimmung mit den

Gewerkschaften und Beschäftigtenvertretungen dem Abgeordnetenhaus ein Konzept zur Beschlussfassung vorlegen, dass

durch Eingruppierungs- und Umgruppierungsvorschläge zu strukturellen Verbesserungen in diesem Sektor führt. Dabei ist

zum Beispiel bei der Feuerwehr ein analoger Weg, wie bei der Polizei zu verfolgen und das Lohnabstandgebot zum Mindest-

lohn zu beachten. Insbesondere in den Bereichen Kita, Jugendhilfe und Pflege und bei sonstigem pädagogischen Personal

sind deutliche Einkommenssteigerungen zu erreichen, damit auch die beschlossenen Verbesserungen der Betreuungsschlüs-

sel undmittelfristig ein Personalschlüssel von 1 zu 3 umU3-Bereich sowie in Kindergärten von 1 zu 7,5 erreicht werden können.

Falls eine entsprechende Initiative als Mitglied der TV-L nicht erfolgreich ist, soll der Senat alle Möglichkeiten ausloten, wie

unter Nutzung der Erfahrungen Hamburgs andereWege beschritten werden können. Durch Änderungen im KitaFöG und den

Rahmenvereinbarungen ist sicherzustellen, dass auch die freien Träger verpflichtet werden, die öffentlichen Mittel für Perso-

nalkosten zweckgebunden analog zu den Entgelten im öffentlichen Dienst an die Erzieher*innen weiterzugeben.

DieUnterstützungausdemGute-Kita-Gesetz der Bundesregierung inHöhe vonüber 150Millionen Eurowerdenwir vollständig

in die Qualität der Kinderbetreuung und für unser pädagogisches Fachpersonal investieren.
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Bei den Honorarkräften an denMusik- und Volkshochschulen werdenwir den eingeschlagenenWeg der Umwandlung in dau-

erhafte sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse über die bisherige Zielsetzung hinaus konsequent fortset-

zen. Wir treten in allen öffentlichen Sektoren gemeinsam mit den Gewerkschaften für eine Angleichung der Gehälter im öf-

fentlichen Dienst zwischen Land und Bezirken noch in dieser Legislaturperiode ein.

Das Land Berlin strebt darüber hinaus an, bei Neu- und Außeneinstellungen die vorhandenen Berufserfahrungen stärker an-

zuerkennen und bei der Gewährung der Erfahrungsstufen berücksichtigen.

 

4. vollständige Tarifbindung aller Landesunternehmen, Beteiligungen, inklusive aller Konzerntöchter und durch

Beherrschungs- und/oder Gewinnabführungsverträge verbundenen Unternehmen und zwar nach den oben genannten

Maßstäben 

Wir beenden endgültig den inakzeptablen Zustand tarifloser Beschäftigung in von uns maßgeblich beeinflussten Unterneh-

men. Kein landeseigenes Mutter- oder Tochterunternehmen und kein maßgeblich beeinflusstes Unternehmen beschäftigt

zukünftig Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter ohne Tarifbindung. Wir werden in diesen Unternehmen unabhängig von ihrer

Rechtsform gemeinsam mit den Gewerkschaften und Beschäftigtenvertretungen noch in dieser Legislaturperiode eine Tarif-

bindung auf dem jeweils vergleichbaren Bundesniveau erreichen. Dies bedeutet jedenfalls eine stufenweise Anwendung des

TVöD oder TV-L zu erreichen.Wir streben Regelungen an, die entweder über von den Unternehmen zu tragende Zulagen (150,-

Euro) oder Tarife diese Ziele erreichen. Soweit dafür erforderlich wird die oben genannte Zulage von 150,- Euro auf die Beschäf-

tigten in den Landesbeteiligungen und Eigenbetrieben erstreckt, um bereits 2020 für die Betroffenen wirksam zu werden.

 5. keine weiteren Auslagerungen öffentlicher Aufgaben, weder mit dem Ziel noch mit der Folge schlechterer Bezahlung

DerWeg der Auslagerung öffentlicher Kernaufgaben an Private ist ein Irrweg und wird beendet.

Auch das gesellschafts- und handelsrechtlich zulässige Auslagern in landeseigene Unternehmen oder Unternehmenstöchter

bzw. zu Dienstleistern ist zukünftig zu unterbinden, soweit dieMaßnahme zu geringerer Bezahlung führt. Derartige Ausgrün-

dungen werden rückgängig gemacht.

 

6. Gleichbezahlung von Frau undMann Für uns ist die gleiche Vergütung gleicher Tätigkeiten von Frau undMann eine Selbst-

verständlichkeit und trotzdemkeine gesellschaftliche Realität. In allen Bereichen, öffentlicher oder privater Natur, unmittelbar

oder mittelbar Beschäftigter, Auftragnehmer und Zugeschlagenen in öffentlichen oder solchen Vergaben oder Dienstleistun-

gen, auf die Berlin zumindest maßgeblichen Einfluss ausübt, werden wir diese Selbstverständlichkeit durchsetzen.

Elternzeit, in der aufgrund der Wahrnehmung von Betreuungsaufgaben nicht gearbeitet wird, bis zu 12 Monate auf die Stu-

fenlaufzeit anzurechnen.

 

7. konsequente Entfristung von Beschäftigungsverhältnissen

Die Befristung von Beschäftigungsverhältnissen sehenwir generell kritisch. Insbesondere erkennenwir einen bundesgesetzli-

chenWertungswiderspruch zwischen der gesetzlichen Probezeit und deren faktischer Ausdehnung durch befristete Beschäfti-

gung.Wir streben in Berlin generell unbefristete Beschäftigungsverhältnisse an. Sachgrundlose Befristungenwerden vollstän-

dig ausgeschlossen. In allen Bereichen, öffentlicher oder privater Natur, unmittelbar odermittelbar Beschäftigter, Auftragneh-

merundZugeschlagenen inöffentlichenoder solchenVergabenoderDienstleistungen, aufdieBerlin zumindestmaßgeblichen

Einfluss ausübt, werden wir diese politische Vorgabe durchsetzen.

 8. konsequente FortsetzungdesWegesgebührenfreierBildungundbei gleichwertigerMobilitätmit demÖPNV inallenKiezen

unserer Stadt sowie Prüfung sonstiger Entlastungsmöglichkeiten der Berlinerinnen und Berliner

Die Berliner SPD hat als erste die strategische Entscheidung zu einer vollständigen Gebührenfreiheit bei der Bildung getroffen

und umgesetzt. Seit August ist der Kitabesuch vollständig gebührenfrei. Der Besuch des Hortes wird für die Klassenstufen 1

und 2 ab 2019 gebührenfrei sein und ohne Bedarfsprüfung ermöglicht. Wir haben zudem für alle Grundschulen die Lernmit-

telfreiheit eingeführt. DiesenWeg der erheblichen Entlastung von Familien gehen wir konsequent weiter zu einer vollständig

kostenfreien Bildung undwerden die Hortgebühren der übrigen Klassenstufen ebenso abschaffen, wie den Elternbeitrag beim

Kita- undSchulessen. AlsweiterenwichtigenAspekt einer Entlastungder BerlinerinnenundBerliner sehenwir die begonnenen
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Vergünstigungen imTarifgefüge desÖPNVan. Da diese Politik zugleich geeignet erscheint, einenwesentlichen Beitrag zur Ver-

kehrswende zu einem stadtverträglichen Verkehr zu leisten und die Umwelt und unsere Luft zu schützen, werden wir diesen

Weg konsequent fortsetzen und insbesondere Familien und einkommensschwache Berlinerinnen und Berliner unterstützen.

Zu den Prüfungenweiterer Entlastungen der Berlinerinnen und Berliner zählt z.B. die Möglichkeit einer weiterenWasserpreis-

senkung in Abhängigkeit vom Betriebsergebnis und den erforderlichen Investitionen.

 9. Berlinpass für alle Berliner*innen mit geringem Einkommen!

Die sozialdemokratischenMitgliederdesAbgeordnetenhausesunddesSenatswerdenaufgefordert, sichdafür einzusetzen, als

entscheidendes Kriterium für den Erhalt des Berlinpasses eine Einkommensgrenze einzuführen, umdenKreis der Berechtigten

auszuweiten.

 

10. Abschaffung der Umlagemöglichkeit der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mieter (Bundesrecht)

Die Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf die Mieten führt zu einer erheblichen Einkommensbelastung. Wir finden es in An-

sehung der erheblichen Renditen und Sozialpflichtigkeit des Eigentums gerecht, diese Umlagefähigkeit abzuschaffen.Wir for-

dern unsere Mitglieder des Deutschen Bundestages auf, entsprechende Initiativen zu ergreifen und fortzusetzen.

 

11. Anpassung der Sozialtransfers im Bereich des Landes (z.B. Mietzuschüsse) und des Bundes (z.B. „Hartz IV“)

Der Berliner Senat legt dem Abgeordnetenhaus die Sozialtransfers betreffend ein Konzept zur Beschlussfassung vor, dass an

die realen Preisentwicklungen angepasst. Wir fordern unsere Mitglieder des Deutschen Bundestages auf, entsprechende In-

itiativen zu ergreifen und fortzusetzen.

 

11. Arbeitsschutz für die Beschäftigten stärken

Die Berliner SPD stellt sich auch in Gesundheitsfragen an die Seite der Beschäftigten. Dazu gehört der soziale und technische

Arbeitsschutz. Ein effizienter Arbeitsschutz und eine wirksame Unfallvermeidung sind hierfür besonders wichtig, vor allem

auch im Hinblick auf die Herausforderungen einer durch digitalenWandel immer schnelleren und anspruchsvolleren Arbeits-

welt. Das gilt für Berlin als künftige „Zukunftsregion digitale Gesundheit“ im besonderen Maße.

 

Die SPD-Mitglieder im Senat, Berliner Abgeordnetenhaus, Deutschen Bundestag, in den Bezirksämtern und Bezirksverordne-

tenversammlungen werden aufgefordert, diese politischen Festlegungen mit  gesetzlichen Regelungen um- und durch Ge-

sellschafterweisungen und Anpassungen in den jeweiligen Zielbildern und Vereinbarungen sowie entsprechende Beschlüsse

durchzusetzen. Hierzu ist dem Parteitag zu berichten.

Überweisen an

AG Fraktionsvorsitzende, AH Fraktion, Landesgruppe, Senat

Stellungnahme(n)

Stellungnahme der AH-Fraktion 2020 (AK VIII):

 

Antwort: Die SPD-Fraktion setzt sich weiterhin für mehr Gerechtigkeit der Lohnzahlungen der Berliner*innen ein. Seit dem

1. Januar 2020 liegt der Stundenlohn bundesweit auf 9,35 Euro brutto je Zeitstunde. Für die Beschäftigten im Berliner Lan-

desdienst gilt ein Mindestlohn von 12,50 Euro die Stunde. Der Landesmindestlohn steht nicht in Konkurrenz zum allgemeinen

gesetzlichenMindestlohn oder zu den Branchenmindestlöhnen, sondern ergänzt diese. Andere, höhereMindestlohnvorgaben

gehen dem Landesmindestlohn vor.

Berliner Beamt*innen und Angestellte in den Gehaltsgruppen bis einschließlich A 13/E 13 werden die Hauptstadtzulage ab No-

vember 2020 ausgezahlt bekommen. Die Zulage umfasst das ÖPNV Ticket für Berlin (Jobticket AB) und einen entsprechenden

Betrag im Gesamtwert von bis zu 150 Euro pro Monat.
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Stellungnahme der AH-Fraktion 2020 (AK IV):

 

Der Antrag betrifft nur teilweise den BereichWirtschaft Beteiligungen.

Landesunternehmen: Die SPD-Fraktion hat sich dafür eingesetzt, dass in Verwaltung und Landesunternehmen keine sach-

grundlos befristeten Arbeitsverträge geschlossen werden. In Drs.18/0429 Das Land Berlin als Vorreiter gegen sachgrundlose

Befristungen fordert die SPD gemeinsammit den Koalitionspartnern den Senat

auf in seiner Funktion als Eigentümer durchzusetzen, dass in den landeseigenen UnternehmenmitMehrheitsbeteiligung ein-

schließlich allerTochterunternehmen sowie imöffentlichenDienst keineweiterenbefristetenArbeitsverträge ohne sachlichen

Grund nach dem § 14 II, §14 IIa und §14 III Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) abgeschlossen werden.

Der Senat soll außerdem sicherstellen, dass die Vertreter/-innen des Landes Berlin in allenMinderheitsbeteiligungen des Lan-

des Berlin auf die Beendigung der Praxis der sachgrundlosen Befristung von Arbeitsplätzen entsprechend hinwirken.

Der Senat wurde ausserdem aufgefordert, über Anzahl und Begründung der befristeten Arbeitsverträge im Rahmen des Be-

teiligungsberichtes jährlich je Unternehmen und erstmalig für das Jahr 2017 zu berichten.

 

Die vollständige Tarifbindung aller Landesunternehmen, Beteiligungen, inklusive aller Konzerntöchter und durch

Beherrschungs- und/oder Gewinnabführungsverträgen verbundenen Unternehmen ist regelmäßig im Unterausschuss Betei-

ligungmanagement und -Controlling des Abgeordnetenhauses Teil des Controllings der Mitgliedern der SPD-Fraktion.

 

Die SPD-Fraktion hat sich für eine Erhöhung des zu erreichenden Rentenniveaus der unteren Lohngruppen eingesetzt. Ziel ist,

dass die Rente über der Grundsicherung im Alter liegt. Das Berliner Abgeordnetenhaus hat auf Drängen der SPD-Fraktion das

Ausschreibungs- und Vergabegesetz geändert. Bei der am 30. April 2020 beschlossenen Novelle des Vergabegesetzes wurde

das Mindestentgelt für die öffentliche Auftragsvergabe auf 12,50e festgesetzt.Weiteres Kernelement der Novelle ist die Tarif-

treue und die Anwendung der ILO Kernarbeitsnorm sowie Vorgaben für die ökologischen Beschaffung.
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